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In Zeiten der Zunahme der Kriminalpolitik im Bereich der Strafrechtswissenschaft und des exponentiellen Zuwachses an Komplexität der sozialen Beziehungen, legt die vorliegende Untersuchung die Bekräftigung der normativen Strafrechtswissenschaft, die verfassungsrechtlich verankert ist, gegenüber den kriminalpolitischen Interessen, als unverzichtbare Aufgabe für die Bewahrung der Rationalität der Strafrechtswissenschaft der Gegenwart nahe. Es geht nicht um den Rückschritt zu einer faden formalistischen Normativität, in der der Jurist ein einfacher Silogismus-Macher ist, sondern vielmehr um die Bekräftigung der normativen Strafrechtswissenschaft als ein exzellenter Ort der Konvergenz und Bestätigung der Grundrechte und fundamentalen Garantien. Das heißt, es geht um die Bekräftigung einer verfassungsrechtlich orientierten normativen Wissenschaft, die Elemente formaler und materieller Legitimität beachtet, und deren Erkenntnisse dem Leben dienen sollen. Hierfür drängt sich die Erkenntnis auf ,dass diese Frage , was materiell als kriminelles Verhalten eingestuft werden kann oder, genauer, welche materiellen Voraussetzungen ein Verhalten aufweisen muss, damit dieses Gegenstand eines Kriminalverbots sein kann, das wichtigste Problem des Strafrechts ist und immer sein wird. Und dies aus dem einfachen Grund, dass davon nicht nur die Rechtmäßigkeit der Bestrafung, sondern bereits die des Strafverbots selbst abhängt, des rechtlich-kriminellen „NEIN“, der Existenzbedingung des strafrechtlichen Denkens selbst. Es handelt sich also nicht, um eine Untersuchung darüber, wann zu strafen ist oder über die Bedingungen der Strafwürdigkeit, sondern um die bevorzugte Untersuchung der Legitimität des Strafverbotes, des „NEIN“ im Strafrecht, als Ausgangspunkt des strafrechtlichen Denkens. Und wenn das so ist, wird das Strafverbot in einem Kreuzpunkt verschiedenster Ausprägungen des Wissens, und so in einem komplexen Netz aus Beziehungen und Interessen , dessen Reflektionsbereich diese Untersuchung ist, natürlich übertreten. Was demnach von solch einer Aussage ausgehend zu tun ist, ist demgegenüber, anerkannterweise, viel bescheidener, nicht mehr, als das simple fokussieren auf einen Quasibeweis, wie er schon von Romagnosi vorgeschlagen worden ist. Als Romagnosi, in seiner Genesi del Diritto Penale (1791), sich auf die Notwendigkeit eines più forte Rechtes zu einem Podestá punitrice bezieht, um zuzulassen, durch die Strafe, die Opferung von Rechten des Menschen, da “ogni pena involge nella sua nozione la sottrazione o totale, o parziale del bem essere di colui che la soffre”,
 wird hier ohne Umschweif das volle Bewusstsein festgehalten, dass damit enorme Kosten für die individuellen Freiheiten einhergehen, das Strafrecht an der dauerhaften und unausweichlichen Notwendigkeit der Rechtfertigung leidet, die  in der materiellen Wertigkeit  dem Rechtlichen zugrunde liegen sollte. Die Einstimmigkeit des hier aufgeführten offenbart das einfache Vorhaben, einen Ausgangspunkt festzulegen. Wenn man auch die zahllosen formulierten Versuche einer Lösung durch soviele unterschiedliche Wege bestreiten kann, erscheint es auf der anderen Seite, festzustehen, dass das strafbewährte Verbot, als schärfste staatliche rechtsbeschränkende Manifestation, einer besonderen Rechtfertigung bedarf, einer Rechtfertigung, die nicht einfach vorausgesetzt sein kann durch die demokratische Legitimation des Gesetzgebers oder durch den staatlichen “guten Willen” bei der Verfolgung seiner Aufgaben, oder darüber hinaus, in zirkelschlüssigen und leeren formalistischen Argumentationen gefunden werden kann. Und wenn, für einige, die Geschichte nicht genug ist um eine solche Vorsicht der materiellen Wertigkeit zu rechtfertigen, sollten hierfür zumindest die staatlichen Existenzbedingungen im Rahmen eines demokratischen Rechtsstaates ausreichend sein. Denn hier, aus prinzipiellen Gründen, darf der Staat keine Grundfreiheiten beschränken, die von ihm selbst anerkannt sind, ohne einen ausreichenden Grund, materieller Natur. Und, in diesem Problembereich machen die Linien, die heute das Verständnis der Straftat als Angriff auf ein Rechtsgut zeichnen, es überzeugend zu glauben, dass die Zeiten in denen wir leben nicht Zeiten des Verzichts, sondern der lebhaften Wiedergeburt sind. Die Theorie des exklusiven Schutzes von Rechtsgütern ist weit davon entfernt ihren Bereich auf eine beliebige Idee der Argumentation zu beschränken. Korrekt nachvollzogen, bietet diese nicht nur einen unbezahlbaren, sondern wahrhaftig unersetzbaren Beitrag für das Verständnis des strafbewährten Verbotes selbst, ausgehend von den gesetzgeberischen Grenzen, die eine unbestrittene Kraft haben. 
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